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Die Schweizerische Landwirischoit im Hinblick auf die 
europäischen Einigungsbestrebungen 

Vortrag von Herrn ing. agr. R. Hartmann, Voriteher der Preüberichtitelle Brugg 

Der Umstand, daß dieses Referat nicht 
nur landwirtschaftliche Aspekte, sondern 
gesamtwirtschaftliche Probleme überhaupt 
berührt, ha t  uns veranlaßt, dessen Wortlaut 
•in extenso wiederzugeben. Der Leser wird 

.beim Studium dieses Artikels zweifellos 
Antworten auf verschiedene Fragen finden. 

Die Redaktion. 

Der Präsident des Schweizerischen Bauernver­
bandes, Herr  Nationalrat Reichlin, sowie unser 
Direktor, Herr Dr. Jaggi, haben mir den ehren­
vollen Auftrag mit auf den Weg gegeben, Ih­
nen  die  besten Grüße des Schweizerischen Bau­
ernverbandes zu überbringen. Es freut uns alle 
sehr, mit Ihnen in Kontakt treten zu dürfen, 
den  Bauern eines Landes, das ja mit uns durch 
enge  freundschafttliche, Bande namentlich auch 
auf  wirtschaftlichem Gebiet verknüpft ist. 

In den Handelsverträgen, die von der  Schweiz 
mit dem Ausland abgeschlossen werden, ist je-
weilen auch der Passus enthalten, daß die ge­
t r e t e n e n  Abmachungen öbenfa l l s für  das  Ge­
biet des Fürstentums Liechtenstein Gültigkeit 
haben. 

Schon verschiedentlich hatte ich Gelegenheit, 
bei de r  Abfassung solcher Verträge mitzuwir­
ken. Es ist mir daher auch persönlich eine be­
sondere Freude, einmal Liechtenstein zu besu­
chen und mit den  Bauern dieses Landes in Kon­
takt zu treten, Sie über die internationalen Fra­
gen zu orientieren und  mit Ihnen über diese 
Fragen, die  auch für unsere Landwirtschaft von 
großer Bedeutung sind, zu diskutieren. 

Heute wird viel von einem engeren Zusam­
menschluß der europäischen Länder auf  wirt­
schaftlichem, finanziellem und politischem Ge­
biet gesprochen und geschrieben, Insbesondere 
stehen die Unterzeichnungen des Vertrages zur 
Schaffung eines gemeinsamen Marktes sowie 
die  Bestrebungen zur Bildung einer Freihandels­
zone in Diskussion. Diese Entwicklungen wer­
den  auch Sie und  unsere Bauern namentlich auf 
wirtschaftlichem Gebiet stark berühren und es 
ist  daher verständlich, wenn Sie die  Stellung­
nahme der  Vertreter de r  schweizerischen Land­
wirtschaft im Hinblick auf diese europäischen 
Einigungsbestrebungen interessieren. 

Zum besseren Verständnis der sich stellen­
den  Probleme muß vielleicht eingangs festge­
halten werden, daß sich in den letzten Jahr­
zehnten die Schweiz zu einem ausgesprochenen 
Industriestaat entwickelt hat. Die Erzeugnisse 
unserer Industrie werden nicht nur  mehr auf 
dem inländischen Markt  abgesetzt, e s  würde 
lange nicht mehr ausreichen. Es hat  sich eben­
falls ^in namhafter Export entwickelt. Unsere 
Handelspolitik ist daher  nach de r  Förderung 
dieses Exportes in alle Weltteile ausgerichtet. 

Die ständige Zunahme der  Exportmöglichkei­
t en  ha t  unserem Lande in den letzten Jahren 
zweifellos auch eine gute  Konjunktur gebracht, 
verbunden mit einer zunehmenden Kaufkraft, 
mit Ausnahme der  Landwirtschaft, die  j a  be­
kanntlich nur  noch eine schwache Minderheit j e  
nach Kanton 14 bis 16%, de r  Bevölkerung dar­
stellt. Unter dem Einfluß de r  wirtschaftlichen 
Entwicklung ist sie weiterhin in einem stetigen 
Rückgang begriffen. 

I m  weiteren muß man sich ebenfalls darüber 
klar  werden, daß die schweizerische Landwirt­
schaft mit ihrer Produktion den Bedarf a n  Nah­
rungsmitteln nicht im vollen Umfange decken 
kann. Die Deckung erfolgt im Gesamten unge­
fähr zu 72%. 

Im vegetabilen Lebensn^ittelsektor sind e s  
41% und im animalischen sind es 88%. 

Gewisse Einfuhren zur Ergänzung der  Ver­
sorgung d e r  Bevölkerung mit Lebensmitteln 
sind daher  nicht zu umgehen.Zum Verständnis 
de r  Probleme, über die  ich Sie orientieren soll, 
wird e s  nötig sein, auch die Frage zu beantwor­

ten, was für Institutionen und Organisationen 
bestehen, um diese Einigungsbestrebungen zu 
fördern: 

Schon bald nach Kriegsende wurde in Paris 
die  Organisation für europäische Wirtsdiaftszu-
sammenarbeit, kurz gesagt OECE (Organisation 
Europeenne d e  Cooperation Economique) na­
mentlich auf Initiative Frankreichs und Eng­
lands mit Unterstützung Amerikas ins Leben ge­
rufen. Diese Organisation beschränkte sich ur­
sprünglich vor allem mit Aufbauproblemen. Am 
Schlüsse des Weltkrieges lagen j a  bekanntlich 
Freund und Feind wirtschaftlich am Boden. Die­
ser Aufbau erfolgte teilweise mit Hilfe von 
Marshallgeldern. So ha t  die OECE von Amerika 
in all den Jahren über 10. Milliarden Dollar er­
halten, die für den  wirtschaftlichen Aufbau von 
Westeuropa eingesetzt wurden. Die Schweiz 
interessierte sidi au s  naheliegenden Gründen 
ebenfalls a n  d e r  Tätigkeit dieser Organisation 
und  es erfolgte ihr Beitritt allerdings mit Vor­
behalt hinsichtlich unserer Neutralität und Han­
delsfreiheit. Marshall-Hilfe wünschte und bezog 
sie nicht. Audi die Vertreter der  schweizfc/i-
schen Landwirtschaft wurden von den Behör­
den zur Mitarbeit in dieser Organisation beige­
zogen. Der Erfolg der amerikanischen Unter­
stützung und d e r  Aufbautätigkeit sind nicht aus­
geblieben. Die europäische Wirtschaft hat sich 
erholt und gestärkt. Die Erzeugung vieler Län­
der auf industriellem sowie landwirtschaftlichem 
Gebiet ging bald über den  Bedarf des einzelnen 
Landes hinaus. 

Die Organisation, der  heute 17 Länder ange­
hören, es sind dies Oesterreich, Belgien, Däne­
mark, Frankreich, Italien, Griechenland, Irland, 
Island, Luxemburg, Schweden, Norwegen, die  
Niederlande, Portugal, Großbritannien, Türkei, 
Schweiz, Westdeutschland sowie Amerika und 
Kanada als Beisitzer (Spanien u n d  Jugoslawien 
sind Mitarbeiter) in landwirtschaftlichen Fragen 
— trat  in eine zweite Phase ein. 

Von der  Aufbauorganisation verwandelte sie 
sich allmählich in eine Wirtschaftsorganisation. 
Die Liberalisierung des Handels, d. h. de r  all­
mähliche Abbau der Restriktionen wie Kontin­
gentierung, Uebemahmepflidit, wurden nach 
und nach postuliert und in die  Satzungen aufge­
nommen. 

Im Rahmen der  OECE wird damit schon lan­
g e  auf langfristigem Wege ein einheitlicher, eu­
ropäischer Markt angestrebt. 

Dabei erfährt die  Landwirtschaft eine gewisse 
Ausnahmebehandlung, was  nicht nur von uns, 
sondern auch von  andern Ländern verfangt wur­
de. Der tiefe Einblick, den  man durch die Tätig­
keit de r  OECE in  die Landwirtschaftspolitik den 
einzelnen Mitgliedstaaten erhält, zeigt, daß man 
überall eine leistungsfähige Landwirtschaft zu-
erhalten sucht. Seit einigen Jahren 'besteht da­
bei eine spezielle Landwirtsdiafts- und Ernäh­
rungsabteilung mit dem Landwirtsdiaftsmini-
sterkomitee a n  d e r  Spitze. Schon die Liberali­
sierungspolitik brachte d e r  schweizerischen 
Landwirtschaft gewisse Auflagen und Erschwe­
rungen. 

Um diesen freien Handel auch von der  Fi­
nanzseite aus sicherzustellen, wurde ja bekannt­
lich auch noch die  Europäische Zahlungsunion 
gebildet. Mit Zollfragen hat sich d ie  OECE 'bis 
Heute nidit befaßt. Zollfragen wurden bis anhin 
auf internationalem Gebiet durch das GATT, das  
allgemeine Abkommen über Zölle und Handels­
politik, behandelt. Es ist dies eine Organisa­
tion, de r  50 Länder als "Mitglieder angehören 
und ungefähr .80% des  Welthandels umfaßt. 
Diese Länder haben sidi in einem Abkommen 
verpflichtet, gemeinsam über d ie  Zollansätze zu 
verhandeln. Es bestehen in dem Abkommen 
aber  auch Vorschriften über die  Regelung des 
zwischenstaatlichen Verkehrs und  auch in fi­
nanzieller Hinsicht. Die Schweiz hat  bis vor 
einigen Jahren einen Beitritt zum GATT nicht 

erwogen. Sie wollte und konnte dem Interna­
tionalen Währungsfonds nicht beitreten; auch 
bestehen gewisse Klauseln, die zu unserer Han­
delspolitik nicht passen. U.a.  wäre auch die 
Weiteranwendung der  Bestimmungen des Land-
wirtsdiaftsgesetzes, des Getreidegesetzes und 
des Alkoholgesetzes in Frage gestellt gewesen. 
Dazu ist unser  heutiger Zolltarif veraltet und zu 
solchen Verhandlungen nicht mehr geeignet. Die 
Fertigstellung eines neuen Zolltarifes bildet für 
eventuelle Verhandlungen innerhalb des GATT 
eine Voraussetzung. 

Industrielle Kreise vertraten immer mehr die 
Auffassung, die Schweiz sollte nun ebenfalls 
dem GATT beitreten, insbesondere im Hinblick 
auf eine mögliche Regelung der Uhrenzollfrage 
in Amerika. — Man h a t  nun für den Beitritt der  
Schweiz eine Lösung gefunden. Unser Land 
wird dem GATT als assoziierter Staat, also nicht 
als ordentliches Mitglied, beitreten. Damit 
könnte auch eine Ausnahme der  Landwirtschaft 
erreicht und gesidiert werden. Für Zollverhand­
lungen innerhalb des GATT wurde die Neu­
schaffung des Zolltarifes stark gefördert. 

Die Vertreter der  Landwirtschaft hatten na­
türlich in d e r  Beschaffung .von Material bei der  
Diskussion um die Neugestaltung des Tarifes 

'große Arbeit geleistet. Es kann unserer Land­
wirtschaft nicht gleichgültig sein, was mit d e n  
Zöllen geschieht, namentlich bei der  Tendenz, 
Einfuhrrestriktionen abzubauen. Ein Zollabbau 
wäre bei verschiedenen Produkten nidit trag-
'bar. 

Im Hinblick auf die Verhandlungen zur Schaf­
fung einer Freihandelszone, worauf ich noch zu 
sprechen komme, sollen nun die  Verhandlun­
gen innerhalb des  GATT vorläufig zurückge­
stellt werden. 

Dies ein kurzer Hinweis auf die bestehenden 
Institutionen, die auf unsere Handelspolitik den  
größten Einfluß ausüben. Wie wir sehen, geht 
die Tendenz der europäischen und weltweiten 
Politik nach einem Abbau al ler  Einfuhrrestrik­
tionen, nach einem Abbau d e r  Zölle, nach einem 
v o l l e n  f r e i e n  H a n d e l .  

Bedenklich ist dabei für unsere Landwirt­
schaft, daß man dabei von den  Möglichkeiten 
eines Kostenausgleiches wenig spricht und wir 
beispielsweise mit Produktion, die mit teilwei­
se unsozialen Löhnen zur Herstellung gelangen, 
in Konkurrenz treten sollen. 

Außerhalb der OECE fand dann auch noch die 
Gründung der  M o n t a n u n i o n  statt.. Ein Ge­
bilde, das sich hauptsächlich mit Fragen der Pro­
duktion und der Verteilung von  Rohstoffen, wie 
Eisen, Stahl und Kohle, beschäftigt und dem 
Frankreich, Italien, Westdeutschland, Belgien, 
Holland und Luxemburg angehören. 

Die Minister dieser Länder sind sich nun dar­
über einig, daß diese Union auf die gesamte 
Wirtschaft ihrer Länder auszudehnen sei und  
ein Gemeinsamer Markt, einschließlich de r  
Landwirtschaft, zu schaffen sei. Ein politischer 
Erfolg verschiedener Regierungen der Montan­
union w a r  nach den politischen Rückschlägen 
d e r  letzten Monate und Jahre  unbedingt nötig. 
In kurzer Zeit mußte daher  e in  entsprechender 
Vertrag redigiert werden, de r  am 25. März 1957 
durch die Außenminister dieser Länder in Rom 
unterzeichnet wurde. In 12 bis 15 Jahren soll 
in Abwicklung dieses Vertrages nicht nur in­
nerhalb dieser sechs Länder ein Gemeinsamer 
Markt geschaffen werden, sondern es sind die  
vertraglichen Voraussetzungen vorhanden zu 
einem vollständigen Zusammenschluß auf dem 
politischen, dem finanziellen und dem Zollge­
biet mit  dem Endziel: V e r e i n i g t e s  E u r o -
p a .  

So ist u. a. neben dem vollständigen Abbau 
aller Einfuhrrestriktionen, dem freien, ungehin­
derten Austausch von Arbeitskräften die Auf­
hebung de r  Kartelle und Monopole vorgesehen, 
für den  Verkehr gegen außen ein gemeinsamer 
Zolltarif und die Zölle innerhalb der Grenzen 
de r  Vertragspartner in der  Uebergangsperiode 
von 12—15 Jahren vollständig abzubauen. 

In diesem Römervertrag, der  243 Artikel um­
faßt, sind spezielle Bestimmungen, die die Land­

wirtschaft betreffen, enthalten. Die Regierun­
gen dieser Länder haben ebenfalls eingesehen, 
daß es nicht möglich sein wird, die Landwirt­
schaft wie andere Wirtschaftszweige zu behan­
deln, und Ausnahmebestimmungen nötig sind. 
Diese Spezialbestimmungen sind auf die Ueber­
gangsperiode von 12—15 Jahren limitiert. 

Auch in diesen Ländern will man, wie e s  
scheint, eine leistungsfähige Landwirtschaft e r ­
halten, die der landwirtschaftlichen Bevölke­
rung einen angemessenen Lebensstandard si­
chert, desgleichen ein angemessenes Einkom­
men sowohl dem Arbeitnehmer wie Arbeitge­
ber. Was  man unter „angemessen" versteht, 
ist allerdings in dem Vertrag nicht gesagt. Die 
Meinungen darüber werden auch bei dem stark 
schwankenden Einkommensniveau, auf dem sich 
die Landwirtschaft in den einzelnen Mitglied-
sitaaten 'bewegt, sehr stark variieren. Es ist 
kaum anzunehmen, daß sich ein holländischer 
oder belgischer Bauer mit dem angemessenen 
Einkommen des italienischen Bauern zufrieden 
fühlt. Ob d ie  im Vertrag vorgesehenen Mög­
lichkeiten genügen, namentlich in Gebieten mit  
klimatisch, topographisch und durch d ie  indu­
striellen Einflüsse bedingten Kosten, dieses Ziel 
zu erreichen, ist sehr diskutabel und kaum zu 
glauben. So sind zur Sicherung und Erhaltung 
de r  landwirtschaftlichen Maßnahmen, wie d i e  
Einführung eines Minimalpreissystems, Verträ­
ge au f  lange Sicht und anderes mehr vorgese­
hen. 

Daneben scheint sich unter den Fittichen die­
ses Vertrages in der  Landwirtschaft e in inter­
nationaler Planismus anzubahnen. Man will 
ein europäisches Getreidemonopol bilden. Auch 
unsere Alkoholverwaltung mußte nach dem 
Ausland verlegt werden. Ja, man käme schließ­
lich zu einem europäischen Landwirtschaftsge­
setz, dessen Bestimmungen in gemischten Kom­
missionen durch Mehrheitsbeschlüsse durchge­
setzt würden, Eingriffe, ein Planismus, ein Bü­
rokratismus, den  wir ablehnen müssen. 

Zudem wäre auch noch fraglich, wieweit sich 
die kleinen Länder in diesen Kommissionen 
durchsetzen könnten. Und gerade zu den Gro­
ßen mit einer  entsprechenden Stimmenzahl ge­
hören auch die Agrarexportländer. 

Die sechs Montanunionländer sind aber auch 
Mitglieder de r  OECE. 'Die übrigen Mitglieder 
der OECE befürchten n u n  sehr, daß sie beim 
Warenaustausch mit d e r  Zone des  Gemeinsa­
men Marktes der  sechs Länder benachteiligt, d.  
h. diskriminiert würden. Es wurde daher  de r  
Vorschlag gemacht, im Rahmen d e r  OECE sollte 
eine F r e i h a n d e l s z o n e ,  die alle OECE-
Länder umschließt, gebildet werden, d. K. e inen  
auf 17 Länder erweiterten Gemeinsamen Markt. 
Die Meinung dabei ist, daß jedes Land seinen 
eigenen Zolltarif behält, de r  gegenüber Ländern 
außerhalb der Freihandelszone zur Anwendung 
zu gelangen hätte. Innerhalb der  Freihandels­
zone wären aber  ebenfalls in einer Periode von  
12 Jahren die  Zölle abzubauen und der  Han­
del vollständig zu liberalisieren. Entsprechen­
de  Verhandlungen sind in Paris mit d e n  Ver­
tretern de r  Montanunionländer eingeleitet wor­
den. Diese haben nun  die übrigen Länder ein­
geladen, ebenfalls ihrem Gemeinsamen Markt 
beizutreten. Es würde dies aber die  Souveräni­
tät, zuerst in d e r  Handelspolitik, später in de r  
allgemeinen Politik der  einzelnen Länder zwei­
fel los  einschränken. lEine zu .weitgehende Bin­
dung wäre  damit für unser  Land gerade im Hin­
blick auf  die  Neutralität unannehmbar. Die 
Vertreter des  schweizerischen Bundesrates ha­
ben  in Paris die Erklärung abgegeben, daß  un­
ser Land eventuell unter  annehmbaren Bedin­
gungen bei einer Freihandelszone mitzumachen 
gewillt wäre. Verlangt wurde u. a .  aber  auch 
die  Schaffung eines SpezialStatuts für d ie  Land­
wirtschaft. 

Die Vertreter der  schweizerischen Landwirt­
schaft haben bis jetzt den  Standpunkt vertreten, 
daß es falsch wäre, sich von  ,Riesen Verhandlun­
gen einfach zu distanzieren.;Es.wurde daher  de r  
Weg  gewählt, mitzuarbeiten, um Lösungen und 
Möglichkeiten zu  finden, die  es über d ie  Ge-


